Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksadle Nr. 3924 


Der Staatssekretär 
des Auswärtigen Amts 

513-09/22 V 64 866/52 


Bonn, den 2. Dezember 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage Nr. 303 der Fraktion der CDU/CSU 
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Zu der Kleinen Anfrage Nr. 303 der Fraktion 
der CDU/CSU vom 17. November 1952 
betreffend den Zwischenfall an der deutsch- 
französischen Grenze beehre ich mich, wie 
folgt Stellung zu nehmen: 

Nach den Unterlagen des Herrn Bundes- 
ministers der Finanzen und des Herrn Bundes- 
ministers des Innern wurde das Zollgrenz- 
kommissariat Bergzabern am 13. November 
1952 von einem Herrn Dujan fernmündlich 
aus Landau angerufen. Dieser gab an, daß er 
sich als Freiwilliger für die Fremdenlegion in 
die Kaserne in Landau gemeldet habe, jedoch 
nicht angenommen worden sei. Dagegen sei 
die Annahme seines Arbeitskameraden Stefan 
für die Fremdenlegion erfolgt. Er möchte 
seinen Arbeitskameraden Stefan nicht ver- 
lieren und , möchte ihn vom Eintritt in die 
Fremdenlegion zurückhalten. An dem gleichen 
Tage würde ein französischer Omnibus mit 
den Deutschen, die als französische Fremden- 
legionäre angeworben worden seien, über die 
Grenze bei Schweigen fahren. 

Herrn Dujan wurde anheimgestellt, sich beim 
Zollamt Schweigen einzufinden. Es würde 
ihm bei seinen Bemühungen, seinen Freund 
zurückzuhalten, behilflich sein, falls er seinen 
Freund einwandfrei erkenne. 

Am Nachmittag des gleichen Tages kam ein 
französischer Omnibus Nr. 600652 in Schweigen 
an der Grenzkontrolle an. Beim Halten des 
Omnibusses ging Herr Dujan heran und er- 
kannte unter den Insassen seinen früheren 


Arbeitskameraden Stefan sowie noch mehrere 
andere junge Leute, die mit ihm in der 
Kaserne in Landau gewesen waren. Die An- 
gaben des Herrn Dujan wurden bestätigt durch 
einen Herrn Hinz, der Herrn Stefan am 
Vortage vor seiner Meldung in der Kaserne 
auf dem Hauptbahnhof getroffen und ge- 
sprochen hatte. Durch diese Hinweise sah sich 
der Zollabfertigungsbeamte veranlaßt, die 
Grenzschranken nicht hoch zu geben und den 
Transportführer, einen französischen Unter- 
offizier, darauf hinzuweisen, daß sich in dem 
Omnibus deutsche Staatsangehörige befänden, 
die den Omnibus zu verlassen hätten, um sich 
im Zollamt zur Paßabfertigung auszuweisen* 
Der Transportführer erwiderte: „Non, Militär!” 
und ging zur französischen Gendarmerie. In 
der Zwischenzeit rief ein Zollbeamter das 
Bureau de la Place in Landau an, meldete 
den Vorfall und erhielt von dieser Dienststelle 
den Bescheid: „Wenn Deutsche sich im Om- 
nibus befinden, haben sie sich auszuweisen, 
die Papiere sind von der Einheit herbeizu- 
schaffen.” Nach fernmündlicher Verständigung 
mit dem Paßkontrollamt in Kehl verlangte 
der Grenzbeamte von dem Transportführer 
eine schriftliche Erklärung, daß sich in dem 
Omnibus keine deutschen Staatsangehörigen 
befänden. Diese Angabe verweigerte der fran- 
zösische Transportführer mit dem Zusatz, daß 
er seinen Chef verständigt habe. Nach etwa 
einer Stunde erschienen zwei französische 
Personenkraftwagen mit acht französischen 
Gendarmeriebeamten und hielten mit den 
bereits anwesenden zwei bis fünf französischen 
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Gendarmeriebeamten Rücksprache. Hierauf 
entwickelte sich ein Gespräch zwischen dem 
Zollgrenzkommissar und den französischen 
Gendarmeriebeamten, welches die Form eines 
Verhörs annahm. Deshalb erklärte der Zoll- 
grenzkommissar, daß er es ablehne, sich ver- 
hören zu lassen. Der französische Gendarmerie- 
postenführer von Schweigen verlangte von 
dem Transportführer die Transportliste, mit 
der er dann in den Omnibus stieg, kurz einen 
Blick hineinwarf, ohne ein Wort zu den Leuten 
zu sagen. Hierauf gab der französische Gen- 
darmerieoffizier den scharfen Befehl mit einer 
entsprechenden Handbewegung : „ Barriere 

hoch!” Deutsche Beamte, welche die Schranken 
geschlossen zu halten suchten, wurden von der 
Schranke weggestoßen. Die französischen Gen- 
darmeriebeamten drückten die Schranken hoch 
und veranlaßten die Durchfahrt des Omni- 
busses. 

Um die Anwerbung von deutschen Staats- 
angehörigen zum Wehrdienst in einer mili- 
tärischen oder militärähnlichen Einrichtung 
außerhalb des Bundesgebietes zu unterbinden, 


hat die Bundesregierung im Jahre 1950 einen 
entsprechenden Gesetzentwurf im Rahmen 
eines Strafrechtsänderungsgesetzes eingebracht 
- Drucksache Nr. 1307 -. Die Beratungen 
des Ausschusses für Rechtswesen und ] Ver- 
fassungsrecht über diesen Gesetzentwurf sind 
noch nicht abgeschlossen. 

Auf Grund des Zwischenfalls an der deutsch- 
französischen Grenze bei Schweigen ist der 
Herr Bundeskanzler in einem Schreiben bei 
dem Geschäftsführenden Vorsitzenden der 
Alliierten Hohen Kommission vorstellig gewor- 
den mit der Bitte, in Zukunft die Werbung 
von deutschen Staatsangehörigen im Bundes- 
gebiet für Militärverbände einer ausländischen 
Macht zu verhindern und den deutschen 
Behörden die Grenzkontrolle auch über die 
Angehörigen der Besatzungsbehörden und 
Besatzungsstreitkräfte so bald wie möglich 
zu übertragen. 

In Vertretung 

Blankenborn 



